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Otto Jacobi

Streik der Chemiearbeiter 1971

Die wlrlschaltlldle Sltuation

Die Härte der AuseinandersetzLrngen im-Jahre r97r zwis'hen

ljntemehmem und Cewerksc]raften [ä]Jt sich nur aul oem

;i;;;;;;;; ä"; *i.,r.hr{tli.h"" Enrwicklung seit der Krise

"ä"'-tBLi. or-r.*,ehen. Diese wirtscha[rliche Situlrtion ist

ä"hf;;s;l^i'-';l; !"*i.t"ig" Einflußgröße aul die Tarif-
nolitik der Gewerkschaften.
ä.'äiö'".t"li ,"it Ende ry67 einen rasauten und ununter-

il.h"ä-;;;ilf,tiit "" ÄuLttt*'"g Die Cewerks'haften

konnten die sünstigen wirtschahlichen Gcgebenhclten 
-zu-

"ä.trri "iÄi 
i"'"i"" irtolgreiche Lohnpolitik ummünzen Das

hane etnen ausgeprägten Lohnruckstand im Vertslelcn zur

I'rltwicklune von Umsätzen Llnd Uewinnen ztlr l_olge ule

il'i,äi'iu'" aiä" Lä[niüit .,u.a ist leicht gelundcn: ln der

i"r"rri"" ,"0äiri hatten sidr die Gewerkschaften bereit er-

i.rr--i. 
"-",i."ii,ii'", '*ii d"* stuur und deu untemehmem an

::; ?.;^;;;i;;i;; akrion teil,,nehmen so konträr auch die

äiä;;;ä-i;.;;;'*-di"ie' d."i gesellschaft lichen Machtgrup-

ä"r""""n "ri.rt".*eise 
setn mbgen' "o 

groß war die Inter-

:l::,;;i".hü;i; ;; 2;i;;,"k, der-ökonoriischcn Krise Alle
;;,"f;;;;;i;,;;;,'i"ü, ai" "i.r, ausweirendc Krise' die An-

;;;;"';; ü;;;ii; ,, "in". Vcrlust ton rd r Million Ar-

;"i?"i;;1"-irr.;i", aufzufangen und in ernc Au[wärtsent-

wi&iuns umzuleiren.
äi;ää, 

-;;;ü;;i;;t" 
Kon,",ri"'t" Akrion vcrlanste- zual ler-

"..r Jne Lohnpausc. dlmit dic Ko-ten"eite der unternelr-

;;; *; ;;'ä;-i;lgc rhrc cewinnlage gcfes tigt ..werden
konntcn. t.'ar-h wic vor geben die Gcw inne die Richtllnle tur
,, 

" 
i. '."üÄ"ii".t .t Verhilten ab. [ür ihre Entscheidung' wei-

i"." i.r"iuii"*" vorzunchmen oder geplante Investitions-

vorhaben zu .treidlen. fine Lohnpause \tellt eine. relattve

Kostenentla:tung [ür die Unternehmcr L]dr, d'l sie dllelr ln den

c"n"ß des Prodriktivititsforts,h ritts kr'mmcn '

öi"'ä-"**f,titi., f.t"" w i I I i Ercn 1967 i n ei n unausgesprochcnes

;i,;;it,l;'[;; üiiih"]t"öko'n'n"n ein. Auch in den Jahren

;;;s1;;';;;; ;"i;i"b",i,i" 
"rn" 

Poli tik der Lohnzurückhal-

iä;. ö; "L;; 
ä; ;;,ltilh" wi,r'.hart'politik sich crfolgreich

um einen Wiedcrau[sthwung bemirhte' der schon rn,..der

zweiten l.rhrcshilfie I967 cinsetzte und l969 sernen Hohe-

,""t i t.ti", sammeltcn ii.h di" F'üthr" cle< Booms einseitig

I" i.,'- hoher Ce*inne bci den Unternehmem an'

ö;;";;;iö' ;;.hi ;";erks.hafrsf rcundliche'sachverständigen-
Ir,' ri"'ijäri"äti"e J;. g"'"o.tt*i.tt..hafilichen Entwickl.ung

;;Väi ;,1{.l;ü-';';6;: Diä rar;tPolirik dcr cewerkschatten'

ä1" rlei ,"J-, qr'a äurch Zurückhalrung gekennzei'hnet. war'

r-t"i "''tl, uitiä iq6q d"" konlunkrurellcn Rückstand der
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Die IG Chemie-Papier-Keramik wurde in der Tarifrunde r97r
zum erstenmal nach dem z. Weltkrieg gezwungen, im Tarif-
bereich der chemiscien Industrie zu stieiken. 

-Dieser 
Streik

stellte die Gewerkschaft vor große Problemc. Die letzten Streiks
lagen 5o Jahre zurüd<, r:nd die c,trernisdre Industrie als
Wachstumsindustrie weist einen hohen Anteil ,Arbeiter der
ersten Ceneration. ohne gewcrkschaftlichc Kampferfahrune
auF. Dcr Streik legre Stärken und Schwä<hcn gewerks.haft-
licher Kamp1kraft und Politik bloß.
Einerseits überraschte trotz der Streikunerfahrenheit der Be-
Iegschaft, der entschlossenen Haltung der Arbeitgeber und der
ungünstigen und unübersichdichen wirtschaftlidlen Situation
die teilweise unerwartete Streikwilligkeit und Kampfbereit-
sctraft. Die von der IG Chemie bewiäsene Streikfähigkeit ist
der Taktik der rollenden Streiks zu verdanken, obglelch die-
ser Streik{orm weitertreibende Elemente fehlten.
Andererseits deckte die Streikbewegung die Schwächen der
Gewerkschaft schonungslos auf. Die Unfähigkeit der Cewerk-
schaft, _die _Großkonzerne der Chemie (Faibwerke Hoechst,
Farbenfabriken Bayer, Henkel-Konzern) wirksam zu besrei-
ken, entsdried die gesamte Tarifrunde zugunsten der Unter-
nehmer, Die gewerk"chafrliche Schwäche in der Croßchemie
resultiert aus der parmerschaftlichen Politik der Betriebsräte,
die mit Erfolg eine Streikausweirung auf ihre Betriebe ver-
hindem und damir die CrundJagc [ür die weitere enge Zu-
sammenarbeir mir dem berrieblichcn Management iichern
konnten.
Dennoch widerlegte die IG Chemie mit ihren Streikaktionen
die von den Untemehmern seit Jahren sorgsam verbreilete
Behauptung, dalJ die chemisöe Tndusrrie iniolge ihrer kom-
plizierten technischen Anlagen unbestreikbar seii
Mit dem materiellen Ergebnis konnre die Cewerkschaft nicht
zufrieden sein. Erstmals seit r969 wurden die Lohnforderun-
gen wieder dem Diktat der staatlichen Lohn-Orientierungs-
daten unterworfen. Die vereinbarte Lohnerhöhung steckte ä-
gleidr denRahmcn für die Tarifverhandlungen in der Metall-
industrie ab, die im Herbst r97r begannen.
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Effektivlöhne nicht abzubauen vermochr. Erst die Arbeits_niederlegungen im September 1969 sctzren T.rriiioil;"";
f Hi'ä:{#ij'b',ii.,T:ü"f"::';,rp:.,'tr,r" jnn:t"!j*,ä;
einc Lohnpause ein; im Jahre"re6s i;sä; il;'Tj;;fÄi;1.ffi1
lg.ngen.bei 4 bis 5 prozent. In der eisren nairi"'l,ää'r"._
P|"llli:il" die Bundesregierung orienrierungsdo i# ji"
cLUr 

rsrnonungen von 5,5 bis 6,5 prozcnt vorsahin. ln äiese,)panne bewe8ren sich dann die Abschlüsse. Ol" iC--Cf,"rni.schlolJ im Frührahr 1969 "i*" T;;;;";i;;g;r';jr;;';;;:
prozenrigen Lohnerhöhung ab. Noch im,trg"urt, rl. d", (oi_
jun krurel le Boom schon üüerschäumre, s"b .iä ä";lö' M;;;ilmit einer Tariflohnerhöhung von S pr.*r, fr.di" B"r.ilrI':trgren der Metallverarbeirurfi zulriedcn. til J"l* I""i'Jä_
üä.r,i3,l,",ill'üJ.;iiil,lTli""r " 

n,,.bei rer u n d Berpre, r "
sponranen streiks bqlrg;1q, d " "'"i:[,?*151j:]:" 3,:rnnen,selbst cingcgangenen Verpflichtungen a", fonr"rtiä
:1,,t, -ll,'.., ,und nrachren damit itie g"*llil"Ärif i.i"'l".ir,i-
#,'il',T"ri1i,1"""'1":,.tt, li.:,J#ä:ü":f, l,,uä:xl:älä",*"Jkonnre.die.t(, Metalt .für den tscreich J". irl#'r^ä Säfärndusrrie ej,e Lohnerhöhung "", ,, p;"r;;ri 

";;;ü";;;;ebenso wu_rden im Bergbou dir, Löhne unr ., r prozent anecho_bcn. Dic OTV, die rG Bau_steine_Eid;;, ai" rcä"*;iläi"
li .?.,r.t,lfd Papier u. a., die alle im 

"r","" H"i-b;;i;;;älarifabschlüsse.zwisthen.6 und Z,S Irr"r"". "t,i"paiJri"",'i#deflen -.gesnirzr cuf die sponrlnen S, r"ik; :- ;;;;';;i_srockung der gerade cbcn abgeschlossenen f"rif.; ,li"r" Äii_stockung berrug z. B. ;,5 proienr ,, ,t";;i ";i;;h;^l;ä;rä:.
ß,,"111T,, ^ ßr ugewerbe, 3oo or,l pa,.chüi'i;ö i".;i,,ir.iiä;
Die Septembcrstreiks Iösten eine Lohnwcllc au,. die ni<ht nurden,Lt.rhnrücksr,.rnd aus den Jalren rno, Ui.-,rö rrii,"fälsondern darüber hinausging. r97o nurje dr. i,(,;; j-J
!ff i,xiii j"tHf l:_.#"f ;;:ü^,1,*.*:il;,,f J,$"s;,li:
schnrrr bei r5,r prozenr; nach AbzLrg der SLerein ,,i; J"; i;
I'll:l:*r", blieb ein realer, d", L"i";r.;;;;;; ,ä*,^ä;Lohnzuwa(hs von 8,1 prozenr übrig; d.rs *r. ji"'iä,flri"
Iieallohnsteigerung seir :o Iahren.l

::1?-.1 l:lr man berücksichtigt. daß dic Untcrnehmer durchrrerserhohungen einen Teil der Lohnzugesrändn;rr" L"r"i"_holten, 
.schmä lertcn die LohnsreigerungÄ ai" C"rri"rr"i"r.Linen.Hinweis da rau I geben ;"n" 

"«"nniaht"i,- d;'ffi ' 
ffi *lder Löhne äm Umsatz Äesscn. ounr.t ,,i"ä-in ai. Ä;;i;:ü:;Industrie der Lohnanteil uo" ,s,, i;'i;i; ;;ä':;ili:;

3o

Prozent im Jahre t97o, was deudich den lohnpolitischen Er-
Iolg der Arbeiter und ihrer Gewerkschaften zeigt. Sinkende
Gewinnraten und enttäuschte unternehmerische Erwarturgen
über dic Gewinnentwicklung lassen ihre Investitionsneigung
zurückgehen, so daß das ökonomische Wachstum langsamer
vorankommt. Diese Situation war etwa Antang t97t ge-
geben.
Hinzu kamen die Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der
Weltwähruagskrise, die nun schon seit Jahren anhält, perio-
disch sich verschärft und ihre allgemeine Ursache in der welt-
weiten Dollarschwemme hat. Die Lösungen zur zeitweiligen
Beruhigung bestehcn bislang in Aufwertungen der Wihrun-
gen. Die D-Mark wurde r96t, 1969 und r97r aufgewertet;
mußte man vcsr t-96t 4,zo DM hinlegen, um einen Dollar zu
erwerben, so braucht man heute nur noch 3,r5 DM aufzuwen-
den. Im Mai r97r, mitten in der Tarifbewegung der lG Che-
mie, verschär{te sich die Situarion zusehends.
Diese Aufwerturgen der DM haben aber zur Folge, daß
deutsche Waren auf den Äuslandsmärkten teurer werden. Die
deutsche Exportindustrie, besonders die exportabhängige
chemische Industrie, beiürchtete deshalb Gewinneinbußen und
prophezeite eine wirtschaltspolirische Katastrophe, weil hohe
Lohnkosten und verschärfte internationale Konkurrenz die
deutsche Wirtschaft in dic Rezession bringen müßten.
Im nachhinein wissen wir, daß die deutsdre Exportsituatiorr
zu keinem Zeitpunkt gelährdet war. Gleichwohl hatte die
deutsche lndustrie ir der für die Arbeirerschaft völlig undurch-
sr(hriBen wirts.hJfili.hcn Lage ein wirkslrne= lu,Lrumcnt zur
Einschürhterung rJrr gurverksclirftlrch,rr K.rnrpLbcreitschaft
gefunden. Damit konnten dic Arbeitgeber sorvohl die Tarif-
runde in dcr t'hemischcn Indusrrie in ihrem Sirme bceinflus-
sen wic auch die Metalltarifrunde irn Hcrl,st r97r, die durch
dic neuc Wirtschlftspolrrrk dcr U5-Regicrung zu.rtzli,.lr un-
tel Dluck geraten war.
Dic Bundesregierung verfolgte seit dem Frühjahr r97r ein
Stabilisierungspr<-rgrantm, uu! die hohe lnflutionsrate voll
mehr als 5 Prozent zu verringern und der deutschen Industrie
die Exportmärkte zu erhalten. Die Rcgierung klirztc ihre Aus-
gaben uld konzettrierte ihre Ilcmühungen darauf, die Ge-
werkschaften Iür cin crneutes lohnpolitisches Stillhalteab-
kornmcn zu gevr'iruron.
Heute läßt sich sagen, daß IG Chemie und IG Metall so nied-
rige Lohnzuwachsraten hinnehmen mußten, daß sich die Ce-
winnlage der Untemehmen erheblich verbesscrte. Von den
Löhnen ging r97r keine Cefährdung cles Exports und der
Preisstabilität aus.
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Die Tarilpotiük der tc Chemie

Die chcmiscl-re Indusrrie ist da, -Mr_r"terbejspicl ciner Wachs_rumsrndusrrie, so daß dje Gewcrkschaft i"täpäii,rr.i" irljil"vorweisen konnre, ohne jemals ih." K.,.npi[;rft ;;ä; ffi:,T;srelien zu,müsscn. Die Unrernehmer i. i.; yi";;;;;ilä;:
stnen sind aus zwei Crilrden a lohr.r!"rrenÄJ;;;;.üii:i;zum ernen sind die hohen u,a ,.;näiä 

-.iääilil.ä:
wrnne die materielle Basis Iür ihr lohnpoätisJ;:-;;i;:_ä_l(ommen, zum anderen müssen sre gute Verdienstmöelich_ke-rren ats."arrrakrivcs Anziehurgsmitä) ärt;;;;'.ü;;;,.t;::;,arbeltskrähe sewdhren
De,urlicher al. je kommr die.c Siruarion im Rezessir.rnsja_hr
:?:7,r\ Ausdruck. Während fa,r rn c,er tselamren Indusrrie
l]l3_.f?flr.r," eintrirt, ko*te ,li" rr" l:;'i;; ;;;;";::
,"]1,-.::,hlls," chem i sche t-ndustri e a", tC cn"rn iä' 

"i,"' i.*ü_rornerhohung feins,hließlich fohnausgl"iÄ- i;'; rirU"i,rlii_u".l uIIy^g)..unn 6.7 p rcacnt,ug"r,ih"n.- D";;;:;-;;;ä.;auch die,lC Chemiezu einer mäAigäa"^ f",r*"iiä r"."irjl
/Sl: l? 9"f sich in der chemisch"ri'r"a*iri"'äü!""";il'?;ä:;

I*ä.:.,ü{,üi:,,nl.e:f ,:*,;.,tJlf Xil-*ffi 
äH;

o,",rpgn,.oL"I Streiks vermochten 
",n" f.f 

",U".,t"Uurrä 
ä". ä"-.werkschat rtict,en Tarjfpolirik ., b"*;;k;. ;i;"iäitä,^är97o und 1971 zcigten neue EJcm..nre.

r97o lersuchre.der Bezirk Hessen rlcr lG Chemie berriebs-nahe. I arifpolirik durchzuserzen.a tm C"g**i) )ri üiii,;**rraxrs. einen 
. 
rcgiona len Tarifvertrag 1i a. fi:, d;; 

-d;;i;il

l::*1.d:,, Nordrhein) zu vereinbären, *"i ä".'ii"f , ilr?n91n L,roiJkonzcme der chcmischen rnjrr,,i" ir"rln, iältuebsnahc Tarifverrräge- abzusrhließcn. A"*",lrchir' a"..l,li,i_ser dre die rraditioneile gc*c.ksch;fth(h;.'i;; äI;tk' äi;srch t ringt, zei6t das Konzept d", b",.*ür; j;; 'i",iiärii";fl
:rnT:l{usyeC. Es knüpft an zwei übcrltgungen an.,...ure aul regtonaler oder car hund-esu,,siter Ebene abge_

ihti"",:""1"{i.Ut,i.t"*,lrl:,u$ 
jj*'{:L:F"jt;TI

I!:ü:q":l:Itl,"i"Ht,.*"i:1"lJiÄ:,J*:il.dilfwerden. IJie wejrgehcnde Ausscharrung der Milgliedcr amtnnergewerk:chaftlichen Willen"b ild ungipr.r"g h"i 
"ü". i:.jgat'v; 

foJgewirkungen. Die Arbeirer b";är",f;; ;",r ;;';";;_

:1ti,jii"ff.i'::i:t:x,;:;i,*$lll"n**l**i"r*":_
i"*ff :,i,:,äü.nq:l;:!ru"SIt:.f t: jlk;ir:;:ß,".;1
es rsr davon auszugehcn, daß sie zur *.kr;;; fil;";;#

vcrtretung in kapitalistischen Wirtschaftsordnungen perio-
,lrsch ihre Kamp[kraft und Streiklahigkeit untcr Bewcis stclien
rrrüssen. Das ge)ingt ihnen aber um so wenigcr, je länger
,lurch zentralisierte Verhandlungen die Einübung gewerk-
schaftlich-solidarischer Verhaltensweisen, wie sie die Arbeiter
in Urabstimmungen, Demonstrationen und Streiks erfahren,
verhindert wurde. Mitgliederferne Politik hat langfristig ge-
schen einen Entpolitisierungseffekt unter den Arbeitern zum
Ergebnis und untergräbt die gewerkschaftliche Verankerung
irn Betrieb.
Das Konzept der betriebsnahen Tarifpolitik übcrwindet die-
scs Dilemma dadurch, daß in Ergänzung der regional aul
l"lndesebene geIülrrten Tarilverhandlungen zusätzlich betrieb-
liche Tarif kommissionen gebildet werden, die die spezifischen
Bedingungen des Betriebes tarilverrraglich rcgeln sollen. Da-
mit gewinnt die Gewerkschaft ein Instrumert, das viele Ar-
bciter zur akriven Mitarbeit und Mitentscheiclung heranzieht
und das zugleich den gewcrkschaftlichen Einfluß bis an jcden
Arbeitsplatz trägt.
2. Die bisher praktizierte Tarifpolitik der Gervcrkschaftcn ist
nicht in der Lage, den Lohnspielraum der lletriebe voll aus-
zuschöpfen. So kommt es zu einer KIuft zwischen Effektiv-
und Tarilverdiensten, die tarifvertraglich nit'ht abgesichert ist
und vom Arbeitgeber wicder rückgängig gemacht werden
kann. Diesen übertariflichen Lohnbestandteil vertraglich ab-
zusichern, ist das Ziel einer betriebsnalren Tarifpolitik, was
betriebliche Tarjfkommissionen übcr Öffnungsklauseln zum
rcgionalen Tarifvertrag durchsetzen sollen. Ein weiteres Ar-
gument für die betriebsnahe Tarifpolitik ist, daß der von der
zentralen Tarifpolitik der Gewerkschaiten nichr erfaßte Lohn-
spielraum zu t'iner Manipuliermasse wird, dic den Eigeninter-
essen von Betriebsrat und Management entgegcnkommt, Der
Betriebsrat versucht, sich eine von den Gewerkschaften un-
abhängigere Position dadurch aufzubauen, daß er durch Ver-
handlungen mit dem Unternehmen zusätzliche materielie
Verbesserungen fü die Belegschaft hcrausholt. Das Manage-
ment kann durch geziclte Verteil;ng der Lohnmanipulier-
masse auf die Beschäftigten sich ein neues personalpolitisches
Instrument schaffen. Es zcichnet sich eine gegen die Gewerk-
schaft gerichtete Intcressengleichheit von Betriebsrat und
Maragement ab.
Die Tarifrunde t97o it der chemischen Industrie Hessens
wurde von der Cewerkschaft unter dem Aspekt der Demokra-
tisierung der Tarifpolitik gefüht und erfreute sich aktiver
Teilnahme durch die Belegschaften. Sichtbarer Ausdruck wa-
ren die gewählten betrieblichen Tarifkommissionen. Die
Tarifverhandlungen sowie die beiden Schlichtungsverhandlun-
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Die Tarifrunde 1971

#*llä}U*r+**mlt*rH*
R1':T*{$l**.:Ijäb:ii:xm";r,:f ü:t*lr""},""tr-
runB von ,, , ur, i..l'n."LlX:' ;;;1"*":,1:;,1*l:;1:_
;flä'f::xJ"J1,"',, Xt:l::, "I:.til,, l" u nd tsez i rks rei r crn

ffir]*+üffi**''*,*:tält
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3.*[1gi{ffi q$lä**i,''dttll',.*,**!
11 Prozent gefordert. Das entsprach nach Berechnungen der
Unternehmei einer Forderung vor rJ,9 Prozent. Solche linea-
rcn Lohnerhöhunaen hsben den Vorteil, dcß die Lohnunter-
;chicde zwischen 

-dcn Lrnzelnen Lohn- und Cehaltsgruppen
nicht noch gr'ößer werden. Lineare Lohnforderongen sind in
.ler Repcl Ausdru.k eiles höhcretr C.'werk;ch.r ftsbewu ß Lseins,

weil riidem Lei5rungsprinzlp dcr tntlohnung und dctr von den
Unt,:rnchrnern gelördcrten Differefizitrungen der Arbeiter-
,chaft d.rs Prinzip sozraler Ccrcchrrgkeir l Dls Brot kottet
[ür allc glei.h vicl l unJ kollcktivcr SuliJ.rri!ät crrtgegen-
stellen.
1m April und Mai agla sclreiterten sämtliche Tarifverhand-
lungen. Di" Arbeirgeber wollten an der lG Cheraic, die sie

für-srr..ikun[ä]ig hiclrir, cin Ex..ntpcl slcLIi\'rell unLl dic
I .,hnsrerge r ungeri cndlr.h w,ed.r ;ui ein Irlaß herrrntcrdr iik-
ken, das die Gewinne unangetaster lä[it.
AuI eincm zwelten Irlrrcrga!verks.h.rfrll.hen KoorJrttrtions-
eespräch .rm r 1. Moi t97 t wurdc .-rl. ncuc unLtrt Lohrgrenze,
die kein Bezirk uuterschreilen sollte, eine N4arke von S Pro-
zcnt vercinbar-r. Dic Iicrabsetzung der inncrorgonisatorischeu
J(oordinationsschwelle *,ar nur ar.rf dem Hinrergn,nd der
'Zleprtznlng der wirtschaftspolirischcn Situation ztL verstehen.
Sciidem 9. Moi rvaren in rler BRD rlie lVechselktLrse frei-
gcgebel, rvas zu eirei Dc-facto-;\u{wertung der DM und
Ja-ir ErrihweI.ung J.r cl.'urichen lvport.rtrration lühr"tc.
Clcichzritig re-.uchLc dic lJun.lc,regiert,nq, d.'u Ansricg dcs
Preisniveaus zu verlaugslmen. lm Rahrnen cines Stabjlisie'
rungsprogramms küntligte sic dic Kürzung cler öf{endichcn
Au,gjb..ri on. .\uGerJern wr.rr.ir bck.rnnt, daß der Sc,hvtr-
ständitenr.,t ein SunLlcrgulrihterr vorberuirctc, in dern die
Cewcrkschaften zur LohnzurütkhaltunA .rufgef,rrdert werdcn
soliten. Dieses Sondergurachten wurde am u8. Ivlsi veröffent-
lichr und hatte zum Schwerpunkt sciner Ausführungen die
nach Meinung des Rates zu hohen Lohnzuwachsraten. Da-
durch scien die Gewinnmargen der Untemehrner unter Druck
aerarcn, unJ es,ci höchste Zerl, rlie-t'Entwicklung zll -toppcn,
rim dcn Ccwinncn und den Investitionen der Unternehmer
eine ErholLrng'- uld Cesundr.rngspause zuzuge,tchen Die'c
lntcrvention de- Rates besrimmte lortrn ni.hr nur die amtliche
Wirtschaftspolitik, sondern lie{erte weiteres Material Iür die
Einschüchterungskampagne der Unternehmer.
Die Arbeitgeber gingen auf die reduzicrten gewerkschaft-
lichen Forderungen nicht ein. In dieser Situation fiel die inner-
gewerkschaftliche Solidarität auseinander. Während nämlich
in Nordrhein und in Hessen die Landesschlichtungen schei-
terten, sdüoß der Bezirk Rheinland-Pfalz am 24. Mai einen
Vertrag ab, der für den Zeitraum vom t. Jluni 97t bis
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3a. Mäü a97z eine Lohnsteigerung von 7/8 Prozent vorsah;
aber für die beiden vorangegangenen Monate April und Mai
eine Lohnpause, so daß sich insgesamt nur eine Lohnerhöhulg
von 6,5 Pro/enr errecl-rnere. Damir war durch den glerchen'
Bezirk wie r97o die Kampfkrafr der übrigen Bezirke in
ihren Ncrv getroffen worden. Denn wie soilten dort Mit- i
glieder, Belcgschaften und Öffentlichkeit für die weirergehen-
den Forderungen gewonnen n'crden, wenn Tcilc der eigenen
Orgsnisrtion cusschcren? Die Unternehmer ließen das tlug-
blcrL der lC Chcmic Rheinland- P[a lz, in dem dcr Absch]uß
als vernünftig und richtig verteidigt wurde, an die Beleg-
schaften in Hessen und Nordrhein verteilen. So rvurde ein
Tcil der IG Chemie gegen einen anderen ausgespielt.
Dcnlot'h nahm die Tarifitnde zunehmend schärfere Formen
der Auseinandersetzungen ,Ln. Am z. ]uni scheiterte die Bun-
desschlichrung für den Bczirk t.\ordrhein. Damit war die Frie-
denspflic-ht erloschen, und der Hauptvorstand genehmigte
noch am se]ben Tag Demonstratioren und Streiks. An den
Streiks in Norclrhein beteiligten sich in der Ho.'hphase etwa
z5; ooo Arbciter fpro Tag) bei einer BeschäItigtenzahl von ins-
gesamt rd. 2oo ooo. Für Hesscn scheiterte die Brrndesschlich-
tr.rng am 14. ltrni t97t. Vom nächsren Tag an wurde auch in
Ilessen gestreikt. Gegen Ende der ersten Woche sind etwa
r,; Betricbe mit r5 ooo Beschäftigten im Vollstrcik bei einer
Gesamtbcschäftigtenzahl von etwas rnehr als roo ooo. ln det
dritten Streikwoche erreichte die Streiklvelle nach vorüber-
gehendem Abflauen wiedcr t'len Stald cler ersten l{o(he.
ln Nordrhein scheiterten zrvei politische Schlichtungsversuche
des nordrhein-westfälischen Ministers Figgcn.
Am u./3. Jr:li r97r kam dann in zentralen Verhandlungen in
Bonn zwischen dem llauptvorstand der IG Chemie und der
Bundcsspitze des Arbeitgcberverbandes auI Drängen des
Bundeskanzleramtes unter dem Vermittler Wannagat, P!äsi-
dent des Bundessozia)gerichtes, eine bundes'lveitc Einigung zu-
srande. Ihr Ergebnis war':
a) 7,E Prozent Tariflohnerhöhung ab 1. Juni 1971 bis

3t. März r97z sowic cin Pauscha]betrag von 6o DM für
die beiden Monate April und Mai; tlas rechnete sich zu
erncm trgebni. von 7.o< Prolent /usifimen.

b) Das r3. Monctsgehalr uurdo t97z zu 5o Proz.'nt tarifi-
ziert, bis t974 stu{enweise zu 1oo Prozenti das war für
die überwiegende Mehrheit der Betriebe keine zusätzliche
materielle Belastung, da sie bereits nehr zahlten.

Der Arbeitsring Chemie der Arbeitgeber verzichtete auf
Schadenersatzforderungen und auf Maßregelungen aktiver
gewerkschaftlicher Streikteilnehmer. Mit dieser Einigung der
Spitzengremien der Unternehmer und der IG Chemie war die
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man auf ein Ergebnis der politischen Schlichtung durch
Figgen, Insgesamt war die Gewerkschaft nicht auf eine längere
Streikphase eingestellt. Zwar hatte sich der hauptamtliche
Apparat au{ die neue Streiklorm eingestellt, sic jedoch an der
betrieblichen Basis nicht vorbcreitet. Eine Fortentwidriung
zu einem üblichen flächcn- und Vollstreik war dem Haupt-
vorstand nicht in den Sinn gekommcn.
Der Hauptvr-,rstand dcr lC Chcmic hntte eine sehr zweidcu-
tige Haltung zu 'rinem Konzepr rlcs akriven tari[],rsen Zu-
stands. Einerseits war an eine Dauerform gedachr. Dic rollen-
den Stleiks sollten über Wochen hinweg dic Belegschaften im-
mcr wieder zeitweise aus den Betrieben holen, was aber ein
hohes gewerkschaftlicires Bewr-rßtscin yoraussctzt/ das solche
flexiblcn Kampfmethoden er'laubt. Andererseits rvurdcn die
rollenden Streiks rnit dem niedrigen gcrverkschaftlichen Be-
wußtsein begründet. Dann aber hätte mao eine Stabilisie-
rungsphase einplancn müssen.
Die Politik des begrenzten und bcfristeten Konflikts ellaubte
cs vielen Nlitgliedcrn, sich langsarn von einer zul Unter-
rvürfigkeit erzogenen lialtung zu be[reien. lnsorveit muß man
der Phase des aktivcn tariflosen Zusrilnds cinen Mobilisie
rulgscharakter zugestehen. Die viclfältigen Karrpffoulcn
sind a1s ein wjrksames Insrument anzuseheo, clas gcwerk-
schcftliche Kampfpotential zu testeir und als Auftakt IüL um-
f assendere Kanrpffc,rmen zu dicnen.
Um das durch die rollenden Streiks uncl Demorstrationsak-
tionen mobilisiertc Karnpfpotential zu festigen und weiter-
zutreiben, hätte einc Ausdehnung auf Vol]- und Flächen-
streiks er(olgcn müssen. Solche Vollstreiks sind allerdings
ohne Urabstimmung nicht denkbar. Die lragc dcr Urabstim-
mung entwickelte sjch zu einem zenrralen Thema der öffent-
lichen wie innergewerkschaftlichen Auseinandersetzung.
In fast allen Gewerkscha{tssatzungen sild Urabstimmungen
vor Streiks zwingend vorgeschrieben. Damit will sich die Ge-
werkschaftsführung der Streikbereitschaft dcr lvlitglieder ver-
sichern und die Mitlglicder auf eine mögliche Streiksituarion
vorbereiten, Die Satzung der IG Chemic gibt davon abwei-
chend dem Hauptvorstand das Recht, auch ohne Urabstim-
mung Strciks zu genehmigen. Von dicser Müglithkeit hctte
er Cibrauch gcmaiht, weil er sich einer son-r notwcrrdigen
T5prozentigerr Zustimmung der Mitgliedcr nicht sichcr wsr.
Der Hruprvorstand verwcigerte während der gcsarnten vicr-
wöchigen Streikpcriode eine Urrbstimmung. Das hane die fol-
genreiche Konsequenz, daß der Mobilisierungsphase keine
Stabilisierung dei Streikfront durch einen Voll- und Flächen-
streik folgte.
In dieseÄ Zusammenhang muß gesehen werden, daß die

Ver_waJtungs_
steile

Damrstadt
Frankfurt/M.
Hanau
Giefen
Kassel
Offenbadr
Wiesbadcn

6 6()C/0 615.)9a_ 4 5oo 24 11o
j .t :oo >6 z9S

J OOO

l JOo
3 300

11 g5o
J 250

11 5OO
J; ,. 

-=...-

,];ffi i$ *:1"1 ;;*,*Tl,li: S, l:'';", niä:äl

ffiffiffitrtii:t'*ffi',#il

k+ä*ffii,ffiffi
***ffiliffi*::ffi#[

ffi*ffiffi
j8

39



Arbeitgeber von Anfang an versuchten, die gewerkschalt-
lichen Streikaktionen mit dem Hinweis zu diskreditieren und
zu kriminalisieren, daß Streiks ohne Urabstimmungen unde-
mokratische und gesetzeswidrige Aktionen seien, die den Ar-
beitern von machtbesessenen Funktionären aufgezwungen
würden. Diese Ar8umentation verunsicherte die stark lega-
listisch denkenden Arbeiter und errichtete so eine psycholo-
gischc Sperre gegcn die Streikbereits,haft.
ln der inncrgewerkschaftlichen Diskus'ion spielre die Urab-
stimmungsfrJAc mit cnhaltendcr Dluer der Streikpr'riode
eire wa.Üsend"c Rolle. So hanc der Bt'zirk I Iesscn von Anlang
an das Konzcpt verfolgt, der ersten Mobilisierungsphase
eine zweite {olgen zu lassen, die durch die Urabstimmung
über einen Vollsrreik eröffnet wcrden sollte. Der Hauptvor-
stand lehnte dies mit zwei Argumcnten ab:

- der gewerkschaftliche Or1;anisationsgrad sei für Vollstreiks
zu niedrig und außerdem sei es unsicher, ob eine T5prozentige
Zustimmung errcirht wcrden künnc.

-der ohne Urabstimmung in Gang gekommenen erstcnStreik-
rvellc sprachen die Arbeitgeber die Rechtmäßigkeit ab. Die
Genehmigung eincr Urabstimmung mitten im tariflosen Zu-
stand würde als ein Nachgeben der Cewerkschcft verstandcn
rverden und die Mitgliedcr noch mehr verunsichern.
Diese Haltung des Hauptvorstands hatte negative Konse-
quenzcn. In den entscheidenden Croßkonzernen, wie z. B. den
Farbwerken Hoechst, lehnten dic von den Betriebsräten ge-
(ührtcn Vertrauensleute eine Ausweitung der gewerkschaft-
lichen Karnpfmaßnahmen ohne vorherige Urabstimmung ab.
Diesen streikunwilligen Betriebsräten lieferte der Haupwor-
stand mit seiner Entscheidung einc Möglichkeit, ihr unsolida-
risches Verhaltcn und ihre antigewerkschaftlichen Absichten
hinter dcr Schutzbehauptung vcrsteckcn zu können, eine Ur-
abstimmung als demokratische Mitgliederbefraguag zu wol-
len. Die Haltung des Hauptvorstands verhindcrte, daß der
Streik au( eine wirksamere Ebene gehoben wurde, und ließ
gleichzeitig zLr, daß die BctrjebsrJte dcr Croßkonzeme ein
Alibi lür ihr Verhalten vorzeigcn konnten. [ine genehmigte
Urabstimmung dagegen hätte die Betriebsräte gezwungen,
sich entweder für eine akdve kämpferische lnteressenvertre-
tung einzusetzen oder ihre antigewerkschaftlichc Haltung zu
zeigen. Der Mitgliedschaft wäre dcutlich gcworden, daß die
gewerkschaftliche Schwäche in der sozialpartnerschaftlichen
Politik der Betriebsräte ihre Ursache hat. Jetzt dagegen haben
die Betriebsräte der Großkonzerne die Chance, ihr Versagen
dem Hauptvorstand anzulasten. Der notwendige innergewerk-
schaftliche Klärungsprozeß wurde vcrschoben. Ncben den be-
reits genannten Gründen für die ablehnende Haltung des
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und Frühwarnsvsrem wird dadurch pcrfektioniert, daß in dcn
cinzelren Btricbseinheiten regelmäßig Bc>pre.hungcn zwi-
schen den ieweiligen Vorgesetzten und den Vertrauensleuten
srartfinden,
Sou.eit diese Vertrauensleute gcrverkschaftlich organisiert
sind, bilden sie den gewerkschaftlichen Vertrauensleutekörper,
dcr häufig durch die Betriebsräte gelührt wird. Die Vertrau-
enslcutc stehen so unter der doppelten Aufsicht von Managc-
ment und Betriebsrat; auch hier treffen sich die Interessen
beider in einer Koalition gegen die Gewerkschaft.
Neben der Ebene der Bciriebsräte und der Vertra(ensleute ist
die betriebliche Sozialpolitik das dritte Feld der untemehme-
ris.hen Be[rLedunrsDolidk. Sie bindet einen croßteil der
Bclegschaft durch Wärkswohnungen. Pensionen, spczifis.h be-
riebsinterne Ausbildung, Freizeit- und Sportu[terstützung
etc. so eng an das Unternchmcn, daß ciner Strcikbeteiligung
ton vornh-crcin große Hindcrnisse en tgegcnstehen.
Der langlristig konzipicrten unternehmerischen Sttategie zur
Ausschaitung der Gcwerkschaft aus dem berrieblichen Bereich
ist nur dann wirksam zu begegnen, wenn es dem gewerk-
schaft lichen Vertrauensleutekörper gelingt, ein Gegengewicht
zu Management und Betriebsrat zu schaf{en.

Die IG Chemie hatte die Tarifrunds ry7t ln einer Phase
schwieriecr oolitischer und rvirtschlftlichcr Situation durch-
,rrt"h"nl lhi größte- llsndikrp wrr ihrc inn.'re Zcrrissen-
hcit.
Wenn gesagt wurde, daß sich dic IG Chemie auf die Betriebs-
räte in- dei Großkonzerncn nicht verlassen kann, so wird
damit den Betriebsrären nicht gencrcll antigewerkschaftliches
Verhalten vorgeworfen. In vielcn Streikbctrieben habcn sich
Betriebsrarsmitslicdor führend cn dcr Strcikleitung bctciligr
und 'ich solidirr.ch rcrhaltcn. Da, Verhälrni, zwischen Be-
legschalt und Betriebsrat hat sich dorr gebesserr, r'o die Be-
triebsräte mitgestreikt haben.
In vielen Unlernehmcn dagegen rvaren allcin die gewerk-
schaftlichen Vcrtraucnsleute die treibende Kraft in der politi-
schen und technischen Vorbereitung von Streikaktionen. Die
L,ehre für die IG Chemie geht dahin, dic gewerkschaftlichen
Verrrauensleutekörper verstrirkt aufzubauen. Vieilcidrt kommt
dem enraegcn, d.rß in vielen Unternehmcn da. Doppclspicl
des Betriebsrarcs durchschaut w0rd('n konnlc. Hicr h.rt sith
mötlichcrueise untcr dctt Vcrtrrucn.lcutr.n cine kriti..he Po-
teni e:rtwickclt, dic zu cincr Dcmokr.rtisiertrng der innerge-
werkschaftlichen Willensbildungsprozesse f ühren konn. Ein
e$ter Tes! dafür werden die Betriebsratswahlen r97z und der
Cewerkschaftstag im Scptcmber r 972 sein.
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Vertrauensleutekörper-Leitung in der Fa. [.4erck

Vorgeschicile, Organisalion und Ablauf
des Streiks im chemiscfien Unternehmen
Merc*
Die erzwungene harre Haitung der IG Chemie gcgcnüber
dem provokativcn 5-Prozent-Angebot des Arbeitgeberver-
bandes in der Tarifrunde r97r und denaktive tarillose Zu-
stand. als Ausdmck der Halbherzigkcit und Unsicherheit, mit
cler dcr Hcuprvorst.rnd dic Arbeitskomp{e organi,ierrc, hatrcn
ihrc Auswirkungcn bi, in die einzelnen 5lr(ikber,l egu nBen hin-
ein, Hessen stand zwar mit rund 15 ooo Streikenden an der
Spitze der streikenden Tarifbezirke, aber jeder, der die Streik-
abläufe der einzelnen Betriebe kcnnt, rveiß, mit welchen
Schwierigkeiten die betrieblichen und ördichen Streikleiturgen
zu kämpfcn hatten.
l)ie Fo. Mcrck in Darmstadr wurde zr Tagc lang, vom Schei-
tern der Bundcsschlichtung am :rq. J:uni r97r bis zum Bon-
ner Abschluß am 4, Juli g7t bestreikt: sieben Tage vorberei-
tende Aktionen im B(rrieb und r4 Trge \oll,rreik. Dic Au,.
ci»anders,.tzung'.n zwis.lren dcn Streikendcn und dcr Ce-
schäftsleitung, der von ihr gerufcnen Polizei und der Justiz
konnten bei der fehlenden Vorbereitung und Koordinarion
rlurch drc Bczirkcleitung nur durch5csrrndcn rrerden, wcil
seit crwa drci Jchrrn ci»e kon,cquente plewcrksclroftliche Mo-
biljsien-rngsarbeit im Betricb geleistet worclen war.
Wcil die Kollcgen bei Merck den Au{ruf der lG Chernie, für
die rzo DM zu kämpfen, emst genommen hatten, spannten
sic nlle Kräfrc rn, um den A rbeirgcllcrr erband zum Nachge-
ben zu zwingcn. Dcr Bonncr Abs<hlr,rß uurde von ihnen als
Verrat argesehen und der Hauptvorstand zrim Rücktritt auf-
ge{ordert, weil sie sich ,durch dieses betrügerische Pokerspiel
verschaukelt., füllten (Telegramm dcr Vertrauensleutevoll-
vcrsammlung an den Hauptvorstand vom 4. luli r97r). Die
Antwort eines Mitglieds der Croßen Hessischen Tarifkom-
missiot aul diese Vorwürfe aus Darmstadt: »lhr habt die ja
bloß geil auf Streik gemacht und kriegt sie jetzt nicht mehr
zur Ruhe!«
Was war vorausgegargen, daß die Kollegen in Dannstadt
sowohl die A usernandersctzu ng mit Untemchmern, Polizei,
Justiz und Of{enrlichkcit füIren konnren, als auch im Kampf
für ihre Forderung so konsequent waren, daß sie über dän
betrieblichen Rahmen hinaus die Widersprüche der Gewerk-
schafts-Organisation zu spüren bekamen?
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